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Tagesordnung 
 
 
1.      Formalien  
 
 
2. Genehmigung der Niederschrift der 67. Sitzung des Planungsausschusses am 

30.03.2017  
 
 
3. Sachstandsbericht zum Stand der Erarbeitung des Regionalplans Ruhr 
 hier: Vortrag von Herrn Bongartz (Regionalverband Ruhr) 

 
 
4. Regionalplan Düsseldorf (RPD) 
            hier: Stand des Verfahrens 

 

 

5. 88. Änderung des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP99) im 
Gebiet der Stadt Goch und der Gemeinde Weeze (Interkommunales 
Gewerbegebiet Goch / Weeze (GE-Pool)) 
hier: Aufstellungsbeschluss 

 

 

6. Information und aktueller Stand zur Luftreinhalteplanung im Bezirk 
hier: Berichterstattung und Beschlussfassung 

 
 
7. Bericht über den Stand der Umsetzung der EG-Hochwasserrisikomanagement-

Richtlinie und die Ausweisung von Überschwemmungsgebieten im 
Planungsbereich  
hier: Kenntnisnahme 

 

 
8. Abgrabungsmonitoring von Nordrhein-Westfalen - Lockergesteine – 

hier: Monitoringbericht des Geologischen Dienstes (GD NRW) für das 
Planungsgebiet Düsseldorf, Stand 01.01.2017 

 
 
9.  Information der Verwaltung 

 

 

10.  Verschiedenes 
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TOP 1: Formalien 
 

Der Vorsitzende des Planungsausschusses, Herr Hildemann (SPD), begrüßt alle Anwesenden, 

insbesondere die neue Regierungspräsidentin Frau Radermacher, die erstmalig an einer Sitzung 

dieses Gremiums teilnimmt. 

Er eröffnet die Sitzung und weist auf die Anträge der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 

90/ Die Grünen – beide vom 11.09.2017 zum Thema Konverterstandort – hin.  Es sei nicht  

möglich gewesen, diese kurzfristig auf die Tagesordnung des heutigen Tages zu nehmen.      

Die Bezirksregierung habe zugesagt, für die Regionalratssitzung in der kommenden Woche 

eine Tischvorlage zu den aufgeworfenen Fragen vorzubereiten und diese vorab den Fraktionen 

elektronisch zur Verfügung zu stellen. 

Der Vorsitzende stellt die ordnungsgemäße Ladung fest. 

 

Die Tagesordnung wird festgestellt. 

 

 
 
TOP 2  Genehmigung der Niederschrift über die 67. Sitzung des Planungs-

ausschusses am 30.03.2017 
 
 

Es erfolgen keine Wortmeldungen. 

 
Der Planungsausschuss genehmigt die Niederschrift. 

 
 
 
TOP 3  Sachstandsbericht zum Stand der Erarbeitung des Regionalplans Ruhr 
  hier: Vortrag von Herrn Bongartz (Regionalverband Ruhr) 

 
Der Vorsitzende begrüßt recht herzlich Herrn Bongartz (Referatsleiter Staatliche 

Regionalplanung beim Regionalverband Ruhr), der einen Sachstandsbericht zum Stand der 

Erarbeitung des Regionalplans Ruhr gibt. 

 

Der Power-Point Vortrag ist der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt. Sie finden               

diesen auf den Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf im Sitzungsarchiv der              

68. Planungsausschusssitzung:  

http://www.brd.nrw.de/regionalrat/archiv/Archiv_2017/doc/68PA_Tagesordnung/index.html 
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Der Vorsitzende dankt für die Ausführungen und stellt den Vortrag zur Diskussion. 

 

Auf die Nachfrage von Herrn Thiel (SPD), wie mit der 51. Regionalplanänderung umgegangen 

werde, antwortet Herr Bongartz, es sei zu beachten, dass der Regionalplan Ruhr neu aufgestellt 

werde, d.h. alle Darstellungen - auch die Flächen für Rohstoffgewinnung - würden sozusagen 

auf „Null“ gesetzt. Es handele sich nicht um eine Fortschreibung. 

Herr Bongartz sagt, die 51. Änderung werde wertgeschätzt, aber es sei nunmehr ein 

Neubeginn, eine Neuaufstellung notwendig. 

 
Herr Krause (Bündnis 90/ Die Grünen) bittet die Planungsbehörde bis zur nächsten Sitzung  

auf diesen Sachverhalt und die damit verbundenen Auswirkungen für unseren 

Regionalplanentwurf einzugehen, damit seine Fraktion dies entsprechend gewichten könne.  

Auch hinterfragt er den Dialog mit den Fachbeteiligten und die Einbeziehung und Anforderung 

eventueller Fachbeiträge, z.B. des LANUV.  

 

Hinsichtlich der weiteren Ausführungen von Herrn Bongartz und der Wortmeldungen von     

Herrn Huben (Verwaltung) und Herrn Thiel (SPD) wird auf die Sprachaufzeichnung auf       

den Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf im Sitzungsarchiv der 68. Planungs-

ausschusssitzung verwiesen:  

http://www.brd.nrw.de/regionalrat/archiv/Archiv_2017/doc/68PA_Tagesordnung/index.html 

 
Auf Nachfrage von Herrn Petrauschke antwortet Herr Bongartz, die gewünschte politische 

Zielvorstellung sei, Anfang 2018 den Erarbeitungsbeschluss herbeizuführen. Es werde danach 

angestrebt, bis zum Jahr 2019/ 2020 den Regionalplan fertig zu haben. In der Zwischenzeit 

würden alle derzeit bestehenden Planwerke Gültigkeit haben, und damit auch die Regelungen 

der 51. Änderung. 

 

Herr Laakmann (FDP/FW) hinterfragt die Beteiligung des Regionalrates bzw. 

Planungsausschusses. Herr Bongartz antwortet, eine Beteiligung erfolge zum einen durch die 

Fachbehörden. Auch bestehe eine weitere Möglichkeit im Wege des Beteiligungsverfahrens, in 

welchem sich der Regionalrat äußern könne. 

 

Der Planungsausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
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TOP 4      Regionalplan Düsseldorf (RPD) 
                        hier: Stand des Verfahrens  
 

 
Herrn Abteilungsleiter Olbrich gibt einen Überblick über den Stand des Verfahrens zum 

Regionalplan Düsseldorf, im Anschluss geht Herr van Gemmeren (Verwaltung) auf das Thema 

„erste Änderung des Regionalplanes für mehr ASB“ ein. 

 

Es erfolgen Wortmeldungen von Herrn Krause (Bündnis 90/ Die Grünen) und Herrn Brügge 

(CDU). Letzterer bittet die Ausführungen ausführlich zu Protokoll zu nehmen. 

 

Die Sprechzettel sind der Niederschrift als Anlagen 2 und 3 beigefügt.  

Die Sprachaufzeichnung  finden Sie auf den Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf   

im Sitzungsarchiv der 68. Planungsausschusssitzung:  

 http://www.brd.nrw.de/regionalrat/archiv/Archiv_2017/doc/68PA_Tagesordnung/index.html 

 

Frau Blinde (Verwaltung) ruft die Beratungen im Wege der Klausurtagung vor zwei Jahren in 

Erinnerung. Zeitnah zur Aufstellung des RPD müsse auch das regionale 

Gewerbeflächenkonzept beschlossen werden. 

 

Auf die Nachfrage von Herrn Thiel (SPD) sagt Herr van Gemmeren, hinsichtlich der 

Nachsteuerung bei Gewerbe sei eine sektorale Betrachtung gewünscht, um zügig arbeiten zu 

können. 

 

Herr Brügge (CDU) und Herr Laakmann (FDP/ FW) begrüßen diese Betrachtungsweise, ein 

rechtsgültiger Plan solle im Vordergrund stehen. Herr Wurm (SPD) stellt fest, eine 

Begründung für mehr Flächenbedarf sei notwendig, es könne nicht nur auf Zuruf erfolgen. 

 

Frau Regierungspräsidentin Radermacher sagt, im Zuge der Entwicklung des neuen 

Regionalplans seien 88. Änderungen zum GEP99 vorgenommen worden. Sie weist auf den 

folgenden Wortbeitrag von Herrn van Seht zum Thema Windenergie hin. Die neue 

Landesregierung sei dabei das entsprechende Gesetz zu ändern. Dabei werde das Interesse der 

Menschen noch mehr in den Blick genommen als bisher.  

 

Herrn von Seht (Verwaltung) informiert über die Auswirkungen der geplanten Änderungen am 

Windenergie-Erlass auf den Regionalplan Düsseldorf.  
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Der Sprechzettel ist der Niederschrift als Anlage 4 beigefügt. Die Sprachaufzeichnung      

finden Sie auf den Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf im Sitzungsarchiv der        

68. Planungsausschusssitzung:  

 http://www.brd.nrw.de/regionalrat/archiv/Archiv_2017/doc/68PA_Tagesordnung/index.html 

 

Herr Thiel (SPD) möchte – vor dem Hintergrund möglicher Investoren - wissen, ob Flächen 

zurückgenommen werden müssen, wenn der LEP NRW nachträglich geändert werde.          

Herr Brügge (CDU) kündigt eine entsprechende Ergänzung im begründeten Teil zur 

Windenergie im RPD an, mit dem auf gesetzliche Änderungen reagiert werden könne.         

Herr Laakmann (FDP/FW) unterstützt diese Vorgehensweise. Wichtig sei, momentan am 

Regionalplan weiter arbeiten zu können, zu gegebener Zeit werde dann das weitere Verfahren 

aufgezeigt. 

 

Herr van Seht (Verwaltung) sagt, es bleibe abzuwarten, wie die rechtlichen Grundlagen auf 

Landes- bzw. Bundesebene geändert würden. Daraufhin würden entsprechende Vorschläge 

unterbreitet. 

 

Der Planungsausschuss nimmt die Berichte der Verwaltung zur Kenntnis. 

 

TOP 5 88. Änderung des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf 
(GEP99) im Gebiet der Stadt Goch und der Gemeinde Weeze 
(Interkommunales Gewerbegebiet Goch / Weeze (GE-Pool)) 
hier: Aufstellungsbeschluss 

 

 
Gegenstand der Beratungen war die Vorlage 5/68 PA bzw. 4/ 70 RR vom 11.09.2017. 
 

Frau Blinde (Verwaltung) erläutert die Sitzungsvorlage. 

 

Der Sprechzettel ist der Niederschrift als Anlage 5 beigefügt. Die Sprachaufzeichnung      

finden Sie auf den Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf im Sitzungsarchiv der        

68. Planungsausschusssitzung:  

http://www.brd.nrw.de/regionalrat/archiv/Archiv_2017/doc/68PA_Tagesordnung/index.html 

 

Frau Sickelmann (Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen) sagt, ihre Fraktion stimme der 

Sitzungsvorlage grundsätzlich zu, lehne aber das Konzept des Gewerbeflächenpools ab. Die 

Naturschutzverbände hätten dies nochmals formuliert und ihre Fraktion unterstütze diese 

Aussagen. 
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Der Planungsausschuss fasst einstimmig nachfolgenden Beschluss zur Sitzungsvorlage       

5/68 PA bzw. 4/ 70 RR vom 11.09.2017: 

1. Der Regionalrat beschließt gemäß § 19 Abs. 4 Landesplanungsgesetz des Landes 

Nordrhein-Westfalen (LPlG) die Aufstellung der 88. Änderung des Regionalplans für 

den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) im Gebiet der Stadt Goch und der 

Gemeinde Weeze (Interkommunales Gewerbegebiet Goch / Weeze (GE-Pool)) in der 

Fassung dieser Vorlage. 

2. Die nicht ausgeräumten Anregungen und Bedenken werden zurückgewiesen. 

3. Der Regionalrat beauftragt die Verwaltung, die 88. Änderung des Regionalplans gemäß 

§ 19 Abs. 6 LPlG der Landesplanungsbehörde anzuzeigen. 

      

 
TOP 6  Information und aktueller Stand zur Luftreinhalteplanung im Bezirk 

hier: Berichterstattung und Beschlussfassung 
 
 
Gegenstand der Beratungen war die Vorlage 6/68 PA vom 17.08.2017. 

 

Frau Abteilungsdirektorin Dr. Küster (Verwaltung) weist darauf hin, dass die schriftliche 

Sitzungsvorlage zur Luftreinhalteplanung nicht mehr aktuell sei. 

Vom MULNV NRW wurde in Abstimmung mit den anderen Ressorts der Landesregierung der 

Zeitplan für die Fortschreibung des Luftreinhalteplans (LRP) Düsseldorf – und damit 

verbunden der der anderen fünf Luftreinhaltepläne aus NRW, inkl. Essen – um drei Monate 

verschoben.  

Begründet werde dies mit der vom BVerwG für das erste Quartal 2018 angekündigten 

Entscheidung über die rechtliche Zulässigkeit von Einfahrverboten für Dieselfahrzeuge.        

Mit dem neuen Zeitplan können Unsicherheiten bei der Abschätzung der Auswirkungen des 

LRP im Hinblick auf etwaige Einfahrverbote vermieden werden und das Verfahren könne 

rechtssicherer gestaltet werden. Auch können so Ergebnisse aus den aktuellen Diskussions- 

und Arbeitsprozessen auf Bundesebene – vor allem auch die vier auf dem „1. Nationalen 

Forum Diesel“ im Bundeskanzleramt Anfang August beschlossenen Expertenrunden - im 

neuen Luftreinhalteplan mit berücksichtigt werden.  

Wie aus der Presse bekannt, hat die Deutsche Umwelthilfe am 24. August 2017 bei der 

Bezirksregierung Düsseldorf, wie auch bei anderen Bezirksregierungen, Anträge betreffend der 

Städte Mönchengladbach, Mülheim an der Ruhr, Neuss, Oberhausen und Wuppertal gestellt, 

die jeweiligen Luftreinhaltepläne unverzüglich fortzuschreiben. 
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In der mit den Ressorts abgestimmten Antwort des Staatssekretärs des MULNV NRW      

Herrn Dr. Heinrich Bottermann vom 19. September 2017 auf die Schreiben der DUH an die 

Regierungspräsidenten und –präsidentinnen wird die obige Argumentation fortgeführt. Danach 

sind auch Dieselfahrverbote hinsichtlich ihrer verschiedenen Wirkungen und 

Verhältnismäßigkeit zu prüfen und zu bewerten. Dr. Bottermann geht in seinem Schreiben 

davon aus, dass als Ergebnis aus dem „2. Nationalen Forum Diesel“ zeitnah weitere 

wirkungsvolle, kurzfristig umsetzbare Handlungsinstrumente für die Luftreinhaltung 

bereitgestellt werden und so Fahrverbote in den Innenstädten vermieden werden können. 

 

Es erfolgen Wortmeldungen von Herrn Bechstein (SPD), Herrn Krause (Bündnis 90/ Die 

Grünen) und Herrn Müller (CDU). Frau Dr. Küster sagt zu, weiterführende entsprechende 

Dateien und Links zum Thema Förderprogramme in der Luftreinhalteplanung zum Protokoll 

nachzureichen. Frau Regierungspräsidentin Radermacher sagt bis zum 01. April 2018 sei der 

neue LRP aufzustellen und es werde auch für einzelne Städte, wie z.B. Wuppertal, eine 

Regelung bzw. individuelle Lösung gefunden.    

 

In diesem Zusammenhang wird auf die Sprachaufzeichnung verwiesen, die auf den 

Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf im Sitzungsarchiv der 68. PA-Sitzung zu finden 

ist: 

http://www.brd.nrw.de/regionalrat/archiv/Archiv_2017/doc/68PA_Tagesordnung/index.html 

 

Im Nachgang zur Sitzung wurden vom Fachdezernat nachfolgende Informationen für das 

Protokoll zur Verfügung gestellt: 

Beim Nationalen Forum Diesel am 2. August 2017 in Berlin („Diesel-Gipfel“) wurde ein 

„Fonds: Nachhaltige Mobilität in der Stadt“ des Bundes beschlossen. 

Mit Schreiben vom 08.09.2017 hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur (BMVI) das Sonderprogramm zur Förderung der Erstellung (von) Masterplänen 

präzisiert.  

Dabei handelt es sich um Minderungsstrategien (Masterpläne) in den von 

Grenzwertüberschreitung betroffenen Regionen. Die Masterpläne sollen die Voraussetzungen 

schaffen, um kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen zur Gestaltung nachhaltiger und 

emissionsfreier Mobilität in den betroffenen Regionen aus dem „Fonds: Nachhaltige Mobilität 

in der Stadt" zu fördern. 

Eine schon seit Dezember 2016 vorliegende Förderrichtlinie „Automatisiertes und vernetztes 

Fahren“ wurde hierzu im August 2017 ergänzt und neu veröffentlicht. 
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Auf Grundlage der Richtlinie können Kommunen und Regionen, die von einer 

Grenzwertüberschreitung betroffen sind, Anträge auf Förderung der Erarbeitung der 

Masterpläne stellen. Eine gemeinsame Antragstellung von regional verbundenen Kommunen 

ist wünschenswert. 

Das zweistufige Verfahren (1. Projektskizze, 2. förmlicher Förderantrag) wird in dieser 

Förderrichtlinie detailliert beschrieben. 

Ein weiteres, schon länger laufendes Förderprogramm des Bundes auch für Projekte zur 

Luftreinhaltung ist das Kommunalinvestitionsförderungsgesetz für finanzschwache 

Kommunen (s. § 3 Nr. 1 f); Projektbeispiele sind hier unter anderem Radwegausbau- und -

sanierung. 

Neu ist die Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge in Deutschland.  

Das Bundeskabinett hat daher am 18. Mai 2016 das Programm zur Förderung der 

Elektromobilität in Deutschland beschlossen. Bis 2019 werden insgesamt 600 Mio. € für die 

Gewährung von Kaufprämien für Elektrofahrzeuge zur Verfügung gestellt. Ziel der 

Bundesregierung ist es, den Markthochlauf von E-Fahrzeugen zu stützen und auf dessen 

Verstetigung hinzuwirken. Zur Erreichung dieses Ziels und zur Erfüllung der Anforderungen 

aus der AFID ist der Ausbau von Ladeinfrastruktur eine notwendige Voraussetzung. 

 

Anlagen und Links:   

Fonds „Nachhaltige Mobilität in der Stadt“ 

• Förderrichtlinie „Automatisiertes und vernetztes Fahren“ 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/DG/foerderrichtlinie-automatisiertes-

vernetztes-fahren.pdf?__blob=publicationFile  

 

Kommunalinvestitionsförderungsgesetz 

• Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes in der Fassung vom 21.11.2016 

https://www.gesetze-im-internet.de/kinvfg/BJNR097500015.html  

http://www.mik.nrw.de/themen-aufgaben/kommunales/kommunale-

finanzen/einzelthemen/kinvfg.html 

 

Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge in Deutschland 

• Zweiter Aufruf zur Antragseinreichung durch BMVI 

https://www.bav.bund.de/DE/3_Aufgaben/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/1_Das_Foerde

rprogramm/Das_Foerderprogramm.html  
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Herr Laakmann (FDP/ FW) bittet nach Abschluss der Rechtsgänge um eine aktualisierte 

Berichterstattung mit Darstellung der konkreten Auswirkungen auf den Regierungsbezirk 

Düsseldorf in einer der nächsten Planungsausschusssitzungen. 

 

Der Planungsausschuss nimmt die Informationen zur Kenntnis.   
 
 
  
TOP 7 Bericht über den Stand der Umsetzung der EG-

Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie und die Ausweisung von 
Überschwemmungsgebieten im Planungsbereich  
hier: Kenntnisnahme 

 
Gegenstand der Beratungen war die Vorlage 7/68 PA vom 17.08.2017. 
 
Herr Trzeciak berichtet seitens der Verwaltung über diesen Tagesordnungspunkt. 

 

Der Power-Point Vortrag ist der Niederschrift als Anlage 6 beigefügt. Sie finden diesen und 

die Sprachaufzeichnung auf den Internetseiten der Bezirksregierung Düsseldorf im 

Sitzungsarchiv der 68. Planungsausschusssitzung:  

 http://www.brd.nrw.de/regionalrat/archiv/Archiv_2017/doc/68PA_Tagesordnung/index.html 

 
Auf die Nachfrage von Herrn Jessner (SPD) antwortet Herr Trzeciak die ordnungsbehördliche 

Verordnung zur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes Rhein, gelte seit ca. 2 Wochen.  

 

Der Planungsausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.   
 
 
 
TOP 8  Abgrabungsmonitoring von Nordrhein-Westfalen - Lockergesteine – 

hier: Monitoringbericht des Geologischen Dienstes (GD NRW) für das 
Planungsgebiet Düsseldorf, Stand 01.01.2017 

 
 
Gegenstand der Beratungen war die Vorlage 8/68 PA vom 17.08.2017. 
 

Eine Ausführung der Sitzungsvorlage seitens der Verwaltung wird nicht gewünscht. 

 

Auf die Nachfrage von Herrn Krause (Bündnis 90/ Die Grünen), der um nähere Erläuterungen 

zur Tab.1 (Seite 9 des Monitoringberichtes der Sitzungsvorlage) bittet, antwortet Herr Huben 

(Verwaltung), es handele sich laut Monitoringbericht des Geologischen Dienstes zum Stichtag  
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01.01.2017 für die Rohstoffgruppe Kies/ Kiessand um eine verbleibende Reichweite von        

26 Jahren. Er sagt, es sei zu beachten, dass es sich hierbei um eine Fortschreibung der 

Entwicklung aus 2015 handele, nicht um eine Neuerhebung.  

 

Der Planungsausschuss fasst einstimmig nachfolgenden Beschluss zur Sitzungsvorlage       

8/68 PA vom 17.08.2017: 

 

Der Planungsausschuss nimmt den Monitoringbericht 2017 des Geologischen Dienstes NRW 

für das Planungsgebiet Düsseldorf zur Kenntnis. 

 

 

TOP 9   Information der Verwaltung 

 

Es liegen keine Informationen vor. 

 

 

TOP 10  Verschiedenes 

  
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 

 

 

Der Vorsitzende beendet die Sitzung um 12.00 Uhr. 

 

 

 

         gez.  Hildemann           gez.  Papen                       gez. Sablofski 
          (Vorsitzender des                              (Stellv. Vorsitzender                  (Schriftführerin – Geschäftsstelle 
      Planungsausschusses)                     des Planungsausschusses)                          des Regionalrates) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

              
 



116325/2017 12/13 

 
             Der Regionalrat des Regierungsbezirks Düsseldorf 

Anwesenheitsliste      -      Planungsausschusssitzung am 21.09.2017 
 
Stimmberechtigte Mitglieder, Sachkundige Bürger und Fraktionsgeschäftsführer: 

     
FDP/FW-Fraktion          Bündnis 90/ Die Grünen                                                                                        

Name anwesend  Name anwesend 

Gerhard, Frank   Arndt, Ingeborg  

Gulan, Boris   Böttcher, Manfred  

Dr. Grumbach, Hans-Joachim √√√√  Krause, Manfred       √√√√ 

Laakmann, Otto √√√√ Patalla, Sandra  

Müller, Ulrich G. √√√√  Sickelmann, Ute       √√√√ 
Schiffer, Hans Lothar √√√√ Soll, Stephan  

Suika, Jörn (GF)   Tietz, Uwe (GF)  

 
 

Linkspartei  Parteilos  

Name anwesend  Name anwesend 

Herhaus, Susanne √√√√  Heitzer, Jürgen         

                           CDU-Fraktion                       SPD-Fraktion 
 

Name anwesend  Name anwesend 

Aach, Michael   Bechstein, Klaus (GF) √√√√ 

Amfaldern, Nanette √√√√ Bedronka, Bernd √√√√ 

Brandts, Reiner     Edelhoff, York  

Brügge, Dirk (GF)     Eicker, Sigrid √√√√ 

Dr. Fils, Alexander  

 

Hengst, Jürgen  

Gluch, Waldemar  Hildemann, Michael √√√√ 

Humpert, Karl Heinz  Hornborstel, Rolf  

Läckes, Manfred √√√√ Jessner, Udo √√√√ 

Mertins, Patric  Reese, Klaus Jürgen         √√√√ 

Müller, Michael √√√√ Reuter, Klaus  

Nordmann, Johannes √√√√ Rohde, Roland √√√√ 

Papen, Hans-Hugo √√√√ Sinowenka, Friederike  

Petrauschke, Hans-Jürgen √√√√ Thiel, Rainer √√√√ 

Post, Norbert  Welp, Axel C.  

Schmickler, Günter √√√√ Wurm, Günter √√√√ 

Schroeren, Michael         √√√√   

Selders, Hannes √√√√   

Dr. Siepmann, Udo           

Vielhaus, Ewald    

Welter, Thomas            
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Beratende Mitglieder 

 
Name anwesend 

Dr. Hoffmann, Christian                                                               Arbeitgebervertretung   √√√√ 

Steinmetz, Jürgen                                                                          Arbeitgebervertretung          

Zipfel, Josef                                                                                  Arbeitgebervertretung   

Arens, Guido                                                                                Arbeitnehmervertretung         

Kolle, Daniel                                                                        Arbeitnehmervertretung  

Wolf, Sigrid                                                                                 Arbeitnehmervertretung    

Buck,  Antje                                                                Kommunale Gleichstellungsstellen  

Gerkens, Bert                                                                                              Sportverbände   √√√√ 

Wenzel, Stefan                                                                                Naturschutzverbände   

Stieber, Andreas-Paul                                                      Landschaftsverband Rheinland √√√√ 

Düsseldorf                                                                                   OB/Vertr.  

Krefeld                                                                                        OB/Vertr. √√√√ 

Mönchengladbach                                                                       OB/Vertr.         √√√√ 

Remscheid                                                                                   OB/Vertr.          

Solingen                                                                                      OB/Vertr.          

Wuppertal                                                                                   OB/Vertr. √√√√ 

Kleve                                                                                          Landrat/Vertr. √√√√ 

Mettmann                                                                                   Landrat/Vertr.  

Neuss                                                                                          Landrat/Vertr.  √√√√ 

Viersen                                                                                       Landrat/Vertr. √√√√ 
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Herr Abteilungsdirektor Olbrich       Abteilung 3 

Frau Abteilungsdirektorin  Dr. Küster      Abteilung 5 

Frau Leitende Regierungsdirektorin Schmittmann                                 Dezernat 32 

Herr Regierungsbaudirektor Schürmann      RP-Büro 

Herr Oberregierungsrat Kießling        Dezernat 32 

Herr Regierungsbeschäftigter Trzeciak      Dezernat 54 

Herr Oberregierungsbaurat Huben        Dezernat 32 

Frau Regierungsbaudirektorin Blinde       Dezernat 32 

Frau Regierungsamtfrau Gunkel       Dezernat 32 

Frau Regierungsamtfrau Sablofski                                                                Dezernat 32 
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Regionalplanung

„Aber alle diese Maßnahmen bekämpfen

einzelnen Missstände. Sie können selbst

in ihrer Vereinigung keine endgültige Bes-

serung bringen, solange es nicht gelingt,

der gesamten Menschenmasse eine ein-

wandfreie Ansiedlung in Gegenwart und

Zukunft zu ermöglichen nach einem

umfassenden, sogenannten General-

Siedlungsplan.“

Anlage 1 zur Niederschrift 
der 68. PA-Sitzung am 21.09.2017
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Neue 
Beteiligungsformen

Verknüpfung  mit
informellen Elemente

Kooperative
Planungsinstrumente

Wofür steht der 
Regionale Diskurs?

Information und 
Öffentlichkeitsarbeit
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Regionalforum Zukunft
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lfd. 
Nr.

Dates

1 Siedlungsflächen: Wohnen 11.03. 2013

2 Siedlungsflächen: Gewerbe 12.03. 2013

3 Großflächiger Einzelhandel   11.09.2012

4a Freiraum 19.12.2012

4b Land- und Forstwirtschaft 06.11.2012

4c Freizeit 05.12.2012

5 Regionale Grünzüge 29.06.2012

6 Wasser 15.01.2013

7 
Verkehr und Mobilität

15.11.2012
16.11.2012

8 Regenerative Energien / Auswirkungen des Klimawandels 29.11.2012

9 Kulturlandschaften 12.12.2012

FACHDIALOGE
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Fachdialoge
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Sondersitzung Umwelt-/Planungsausschuss 
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Regionale Kooperationsstandorte
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Regionalplanung

„Regional bedeutsame Gewerbeflächen sind aus Sicht der Wirtschaft große und 

qualitativ hochwertige Standorte. Besondere Standortqualitäten werden hier durch 

Größe und Lage der Fläche, hohe Verkehrsgunst und regionalwirtschaftliche 

Bedeutung erzielt.“ (Wirtschaftlicher Fachbeitrag IHK)

Ergebnis der planerischen Vorarbeiten:

      |  RVR  |  Bereich Planung  |  Referat Staatliche Regionalplanung

Regionalplanung

Zielsetzung der Festlegung Regionaler Kooperations-
standorte

Angebot für flächenintensive Ansiedlungen in der 

Region

→ Initialansiedlung 10 ha brutto

→ Entwicklung in regionaler Abstimmung, vorrangig jedoch 

in (teil-) regionaler Kooperation

→ Es soll eine ausgeglichene regionale Verteilung der 

regionalen Kooperationsstandorte erfolgen
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2005 bis 2010 

996 Ansiedlungsfälle 

Gesamtfläche von 

837,2 ha.

davon 12 Inanspruchnahmen 

größer als 10 ha brutto (8 ha netto) 

mit einem Umfang von 

158,4 ha 

= regionaler Bedarf 

158,4 / 5 
Jahre x 20 

Jahre 
= 634 ha 

netto 

+ städte-
baulicher
Zuschlag

+ regional-
planerischer

Zuschlag

950 ha

158,4 / 5 
Jahre x 20 

Jahre 
= 634 ha 

netto 

+ städte-
baulicher
Zuschlag

+ regional-
planerischer

Zuschlag

950 ha
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Gemeldete Flächen

41 Standorte
Gemeldete Flächen

41 Standorte
Gemeldete Flächen

41 Standorte

Übersicht
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Planerische Abwägung

§ 7 Abs. 7 S. 2 ROG

„Bei der Aufstellung der Raumordnungspläne 
sind die öffentlichen und privaten Belange, ….., 
gegeneinander und untereinander 
abzuwägen,... “

→ Untereinander und gegeneinander Abwägen 
von verschiedenen Belangen

→ Gewichtung der entgegenstehenden 
Belange

→ Abschätzung der Folgen einer Entscheidung

→ „gerechte“ Entscheidung für ein 
Planungsziel, wenn das Zurücktreten eines 
Belangs ggü. dem anderen Belang 
hinreichend begründet werden kann

      |  RVR  |  Bereich Planung  |  Referat Staatliche Regionalplanung

Regionalplanung

Nach der Vorabwägung ausgewählte Standorte

→ 23  Regionale Kooperationsstandorte

→ 1.320 ha Bruttoflächen (genaue Anrechnung noch zu 
prüfen)

Alle nach der Vorabwägung geeigneten Standorte werden im 
weiteren Verfahren berücksichtigt. 

Rückgriff auf die Priorisierungsliste nicht erforderlich!

Eingang in die Umweltprüfung und das formale Verfahren
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Kommunalgespräche

53 Kommunalgespräche 

4 Kreisgespräche

Aktueller Sachstand: 

1 RFNP-Städte
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Kommune Datum Uhrzeit Raum
Alpen 24. August 09 – 12 Uhr 101 K6 KR Wesel
Xanten 24. August 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Wesel
Hamminkeln 31. August 09 – 12 Uhr 101 K6 KR Wesel
Sonsbeck 31. August 13 – 16 Uhr 235 K6 KR Wesel
Hünxe 03. September 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Wesel
Rheinberg 17. September 09 – 12 Uhr 235 K6 KR Wesel
Schermbeck 28. September 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Wesel
Kamp-Lintfort 29. September 09 – 12 Uhr 101 K6 KR Wesel
Voerde 01. Oktober 10 – 15 Uhr 101 K6 KR Wesel
Moers 08. Oktober 10 – 15 Uhr 235 + 241 K6 KR Wesel
Dinslaken 19. Oktober 10 – 15 Uhr 101 K6 KR Wesel
Dorsten 20. Oktober 10 – 13 Uhr 235 K6 KR Recklinghausen
Kreis Wesel 26. Oktober 10 – 15 Uhr 101 K6 KR Wesel
Oer-Erkenschwick 03. November 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Recklinghausen
Waltrop 09. November 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Recklinghausen
Haltern am See 10. November 14 – 17 Uhr 101 K6 KR Recklinghausen
KR Wesel 12. November 10 – 15 Uhr 102 K6 KR Wesel
Marl 13. November 09 – 12 Uhr H-L-R.     KR Recklinghausen
Datteln 20. November 09 – 12 Uhr 101 K6 KR Recklinghausen

Arbeitsplan Kommunalgespräche

Neukirchen-Vluyn 26. November 14  - 17 Uhr Philipp-Rappaport KR Wesel
Herten 27. November 09 – 12 Uhr Sturm-Kegel-R. KR Recklinghausen
Castrop-Rauxel 01. Dezember 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Recklinghausen
Recklinghausen 10. Dezember 09 – 12 Uhr 101 K6 KR Recklinghausen
Gladbeck 17. Dezember 13 - 16 Uhr 102 K6 KR Recklinghausen
KR Recklinghausen 18. Dezember 9 – 12 Uhr 102 K6

Regionalverband Ruhr

Regionalplanung

Kommunalgespräche in 2016
Stadt Lünen 12. Januar 10 – 13 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Werne 25. Januar 9:30 – 12:30 Uhr R. 202 KR Unna
Stadt Selm 28. Januar 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Bergkamen 28. Januar 9 – 12 Uhr 101 K6 KR Unna
Gem. Bönen 02. Februar 9 – 12 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Holzwickede 02. Februar 14 – 17 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Gevelsberg 09. Februar 13 – 16 Uhr 102 KG Ennepe-Ruhr Kreis
Stadt Kamen 11. Februar 13 – 16 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Herdecke 12. Februar 9 – 12 Uhr 101 K6 Ennepe-Ruhr Kreis
Stadt Fröndenberg 16. Februar 10 – 13 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Schwerte 18. Februar 10 – 13 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Unna 25. Februar 9:30 – 12:30 Uhr 101 K6 KR Unna
Stadt Ennepetal 25. Februar 14 – 17 Uhr 101 K6 Ennepe-Ruhr Kreis
Kreis Unna 03. März 9 – 13 Uhr 102 K6
Stadt Breckerfeld 04. März 9 – 12 Uhr 101 K6 Ennepe-Ruhr Kreis
Stadt Schwelm 08. März 9-12 Uhr 101 K6 Ennepe-Ruhr Kreis
Stadt Sprockhövel 05. April 9- 12 Uhr 101 K6 Ennepe-Ruhr Kreis
Stadt Witten 06. April 9-14 Uhr 101 K6 Ennepe-Ruhr Kreis 
Stadt Duisburg 07. April 9 – 13:00 Uhr 101 K6 Kreisfrei 
EN-Kreis 29.0 April 9-13 Uhr 101 K6
Stadt Wetter 21. April 9-13 Uhr 101 K6 Ennepe-Ruhr Kreis 
Dortmund 02. Juni 9-16 Uhr 102 K6 Kreisfrei
Hamm 13.Juni 9-16 Uhr Phillip-R.Raum Kreisfrei

Arbeitsplan Kommunalgespräche
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Regionalverband Ruhr

Regionalplanung

Bottrop 27. Juni 9-15 Uhr Kreisfrei
Hagen 29. Juni 9-16 Uhr Kreisfrei
RFNP-Städte gesamt 25. Aug. 9-16 Uhr RFNP
Bochum 12. Sept. 9-16 Uhr RFNP
Essen 19. Sept 9-16 Uhr RFNP
Gelsenkirchen 08. Sept 9-16 Uhr RFNP
Herne 06. Sept. 9-16 Uhr RFNP
Mühlheim/Ruhr 21. Sept 9-16 Uhr RFNP
Oberhausen 26.Sept 9-16 Uhr RFNP

Arbeitsplan Kommunalgespräche

Regionalverband Ruhr

Regionalplanung
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Regionalverband Ruhr

Regionalplanung

Regionalverband Ruhr

Regionalplanung



.

21

Regionalverband Ruhr

Regionalplanung

Erarbeitung textliche Grundlagen

 Erarbeitung textlicher Ziele

 Erabeitung der Grundsätze

 Abfassung der Erläuterungen

 Erarbeitung der Begründung

 Erarbeitung der Erläuterungskarten

Regionalverband Ruhr

Regionalplanung

Nächste Beratungsschritte

8.11.2017 Sondersitzung des Planungs-/Umwelt- und Wirtschaftsaus-
schusses

14.11.2017 Regionalforum Wege: Präsentation der Entwurfsfassung 
des Regionalplanes Ruhr gegenüber der Fachöffentlichkeit

Anfang 2018 Erarbeitungsbeschluss
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DANKE FÜR IHR INTERESSE !!!!!

Michael Bongartz I Referatsleiter Staatliche Regionalplanung I Regionalverband Ruhr



Dezernat 32 
Falkner (HA 2378) 
von Seht (HA 2365) 

Sprechzettel  TOP 4 / 68. PA-Sitzung  am 21.09.2017  
Regionalplan Düsseldorf (RPD) 

Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin, 
sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Regionalratsmitglieder,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

ich freue mich, Ihnen mitteilen zu können, dass die 3. Verfahrens- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Regionalplan Düsseldorf Anfang August 
begonnen hat.  

Zwischenzeitlich haben uns als Regionalplanungsbehörde bereits über 
110 Stellungnahmen erreicht. Davon stammen 25 von Verfahrens-
beteiligten und 85 aus der weiteren Öffentlichkeit. Es deutet sich an, 
dass ein hoher Anteil der Stellungnahmen der Bürger auf das Thema der 
Standortsuche für einen Konverter entfallen wird. 

Nach Beendigung der 3. Beteiligung im Oktober 2017 strebt die          
Regionalplanungsbehörde eine möglichst zeitnahe Beendigung der 
Auswertung der Stellungnahmen an.  

Dies ist auch erforderlich, denn bereits vom 08. November an ist der 
Beginn der 2. Erörterung vorgesehen – soweit dies Inhalt und Umfang 
der Stellungnahmen zulassen.  

Für diese 2. Erörterung ist vorgesehen, die Stellungnahmen der          
Verfahrensbeteiligten wieder synoptisch aufzubereiten und in Themen- 
und Kommunaltabellen Ausgleichsvorschläge bzw. regionalplanerische 
Bewertungen einzutragen. Diese Dateien wollen wir auch Ihnen als  
Regionalrat dann digital im Vorfeld der Erörterung zur Verfügung stellen. 

Anlage 2 zur Niederschrift 
der 68. PA-Sitzung am 21.09.2017



Für Ende November ist sind Fraktionsklausurtagungen terminiert, zu 
denen Sie – soweit möglich – weitere oder aktualisierte Unterlagen er-
halten werden. Aufgrund des engen Zeitgerüstes wird voraussichtlich 
zumindest der Großteil der Unterlagen nur digital zur Verfügung stehen.   

Im Zeitraum von Ende November bis Anfang Dezember ist derzeit 
vorsorglich eine interfraktionelle Arbeitsgruppensitzung angedacht.       
Zu dieser würden wir Ihnen ggf. weitere bzw. aktualisierte Unterlagen 
bereitstellen. 

In Abhängigkeit vom Fortgang der weiteren Beteiligung und den         
entsprechenden Auswertungen streben wir nach wie vor an, Ihnen den 
Aufstellungsbeschluss zum Regionalplan Düsseldorf im kommenden 
Dezember zu ermöglichen. 

Ich übergebe jetzt das Wort an Herrn van Gemmeren, der Sie über die 
derzeitigen Überlegungen der Verwaltung zu einer Fortschreibung der 
ASB-Darstellung nach Inkrafttreten des RPD informieren wird. 

Vielen Dank! 
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Dezernat 32 
van Gemmeren (HA 2358) 

Sprechzettel  TOP 4 / 68. PA-Sitzung  am 21.09.2017 
Regionalplan Düsseldorf (RPD) 

Beitrag „erste Änderung des Regionalplanes für mehr ASB“  

Ansprache, 

im Nachgang zur Klausurtagung wurde an uns der Wunsch 
herangetragen im heutigen Planungsausschuss darüber zu berichten, 
wie möglicherweise im nächsten Jahr eine Regionalplanänderung für 
zusätzliche Allgemeine Siedlungsbereiche angegangen werden kann.  

Aktuell müssen wir konstatieren und das ist auch rechtlich geboten, dass 
die Bautätigkeit trotz angespannten Wohnungsmarkts noch stets unter 
dem liegt, was wir als Bedarf angenommen und somit auch als 
Entwicklungspotentiale in unserem jetzigen Regionalplanentwurf 
aufgenommen haben. Das ist auch gut so, denn mit dieser Feststellung 
haben wir auch eine sichere Basis für den angestrebten 
Aufstellungsbeschluss zum Regionalplan Düsseldorf im Dezember. 
Denn hier müssen Sie als Regionalrat davon ausgehen können, dass der 
Planentwurf genügend Entwicklungsflächen für den Planungszeitraum 
enthält.  

Gleichwohl gibt es erste Anzeichen dafür, dass wir im nächsten Jahr 
feststellen können, dass eine Änderung für mehr ASB unter Einbezug der 
dann vorhandenen Statistiken begründbar ist. Da Sie hier im Regionalrat 
diese mögliche Änderung rasch angehen möchten, haben wir 
verwaltungsseitig mit den Vorarbeiten hierfür begonnen, soweit das die 
Abschlussarbeiten im RPD-Verfahren nicht beeinträchtigt.   

Hierzu haben wir uns – in der Ihnen bekannten Art – mit den Planenden 
der Kreise und kreisfreien Städte zusammengeschlossen, um die 
anstehende Änderung vorzubereiten. Letzten Freitag hat sich dieser 
Kreis zum zweiten Mal getroffen. Hier versuchen wir die durchaus 
unterschiedlichen Sichtweisen auf mehr ASB in der Region anzugleichen.  

Anlage 3 zur Niederschrift 
der 68. PA-Sitzung am 21.09.2017
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Grundsätzlich wird die Änderung zwar alle Kommunen in der 
Planungsregion betreffen; allerdings ist das Hauptwachstum im 
städtischen Raum an der Rheinschiene zu erwarten (Beispielstädte 
Düsseldorf, Neuss, Meerbusch etc.). Hier sind allerdings die 
Wachstumswünsche nicht immer vorhanden oder möglich.  

Darum schlagen wir vor, braucht es eine Art IN und UM Rheinschiene 
und ein Wachstumskonzept in der übrigen Planungsregion.  

 IN und UM 2.0: Rheinschienenstädte und Nachbarn sollen auch im 
Umland neue Schienenstandorte entwickeln: – größere Projekte mit 
neuer Infrastruktur  

 Übrige Planungsregion starke Zentren und Kreisstädte: 
Wohnungen schaffen für die Zielgruppe: „Zuwanderer“; (auch 
Grenzregion Niederlande und Köln) 
 

Im Vergleich zum jetzigen RPD wird sich in der Änderung eine ganz 
andere Planungsphilosphie niederschlagen können. Wir brauchen 
gänzlich neue Quartiere mit neuer Infrastruktur an neuen Standorten 
(nicht sparen und konsolidieren, sondern investieren).  

Eine besondere Herausforderung nicht nur für die kleineren Gemeinden 
ist in dem gesamten Kontext: Wir müssen ein breites Wohnungsangebot 
an geeigneten Standorten ergänzen: Seniorengerechte Wohnungen, 
kleinere Wohnungen, Miete und Eigentum, barrierefreier Wohnraum mit 
Infrastruktur. Für diese Segmente werden vor allem Innenpotentiale der 
Städte und Gemeinden eine große Rolle spielen. Das hat zunächst nur 
indirekt mit Regionalplanungsdarstellungen zu tun, aber das sind die 
Engpässe, die der aktuelle Wohnungsmarkt beschreibt. Wir können zwar 
mehr Flächen in den Plan bringen, aber das Wohnungsangebot, was wir 
benötigen ist nicht immer am ASB-Rand, den wir erweitern können, zu 
entwickeln.  

Gleichwohl wollen wir im Rahmen einer möglichen 
Regionalplanänderung gerade solche Standorte mit in dem Plan 
aufnehmen, die sich für ein breiteres Wohnungsangebot eignen. Dies soll 
im Planungskonzept berücksichtigt werden.  
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Vorgehensmäßig beabsichtigen wir nach dem Abschluss des RPD einen 
Siedlungsmonitoringbericht im Frühjahr 2018 vorzulegen. Hierin sollen 
die detaillierte Reservesituation und  die Bedarfe (nicht gemeindescharf - 
sondern regionale Abschätzung) betrachtet und eine Neubewertung der 
Innenpotentiale vorgenommen werden. Wir beabsichtigen keine 
Bedarfsdiskussion wie im letzten Verfahren zu führen, sondern wollen 
zunächst den Bedarf grob abschätzen, um dann direkt in die 
Standortdiskussion eintauchen zu können.  

Danach werden wir die Flächenideen der Kommunen analysieren und 
Ihnen eine Standortübersicht sowie eine standörtliche Bewertung 
vorlegen. Gegen Ende 2018 erwarten wir eine neue IT-NRW-
Vorausberechnung, die dann auch zu guter Letzt Grundlage für einen 
möglichen Änderungsbeschluss werden soll. Vor allem die Ergebnisse 
aus den Stadt-Umland-Projekten und den Arbeiten zum 
Agglomerationskonzept werden in die Standortwahl mit einfließen. 

 

 Vielen Dank! 
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Dezernat 32  
von Seht (HA 2365) 

Sprechzettel  TOP 4 / 68. PA-Sitzung  am 21.09.2017 
Regionalplan Düsseldorf (RPD) 
Darlegungen zur Frage der Relevanz der geplanten         
Änderungen des Windenergieerlasses für die Erarbeitung 
des Regionalplans Düsseldorf (RPD)  

Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin, 
sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

seitens der Geschäftsstelle des Regionalrates wurden die Fraktionen 
bereits per Mail vom 15. September 2017 darüber informiert, dass das 
Kabinett Änderungen am Windenergieerlass des Landes auf den Weg 
gebracht hat.  

Die entsprechende Beteiligung von Fachbehörden, Landesbetrieben und 
Verbänden wurde eingeleitet. Hier besteht bis zum 20. Oktober auch für 
die Bezirksregierung  Düsseldorf die Möglichkeit der Stellungnahme.  

Gemäß einer Pressemitteilung des Wirtschaftsministeriums wird – in 
Abhängigkeit vom Umfang der eingehenden Stellungnahmen – mit einer 
„Rechtsverbindlichkeit“ der Änderungen Anfang 2018 gerechnet.       

Ich möchte heute nur insoweit auf die anstehenden Änderungen        
eingehen, als es die Frage der Relevanz für die Erarbeitung des RPD 
erfordert. 

Die wichtigste Nachricht gleich vorweg: Nach derzeitiger Einschätzung 
könnte der RPD auch dann mit den aktuell vorgesehenen Darstellungen 
beschlossen werden und in Kraft treten, wenn der Windenergieerlass 
bereits zuvor rechtsverbindlich werden würde. 

Zum Hintergrund ist zunächst etwas klarzustellen, was eigentlich selbst-
verständlich ist:  

Anlage 4 zur Niederschrift 
der 68. PA-Sitzung am 21.09.2017
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Die Inhalte des Windenergieerlasses dürfen der aktuellen Rechtslage 
nicht widersprechen. Dies gilt beispielsweise für das Baugesetzbuch, 
das Bundesimmissionsschutzgesetz und auch den LEP NRW. 

Dementsprechend wird in der geplanten Neufassung der Präambel zum 
Windenergieerlass zwar u.a. angekündigt, dass der LEP NRW geändert 
werden soll, aber bis dahin ist eben die seit Jahresanfang geltende    
Fassung des LEP NRW zu Grunde zu legen. 

Daher werden in den Windenergieerlass unter anderem folgende      
Hinweise aufgenommen: 

- 1., dass Ziel 10.2-2 des LEP NRW regelt, dass in den Regional-
plänen proportional zum regionalen Potenzial Vorranggebiete für 
die Windenergienutzung festzulegen sind 

- 2. dass Grundsatz 10.2-3 des LEP NRW entsprechende Mindest-
vorgaben für den Umfang der Darstellungen in Regionalplänen 
enthält, von denen man aber bei entsprechender Begründung   
abweichen kann und  

- 3. dass gemäß Ziel 7.3-1 des LEP NRW die Errichtung von Wind-
kraftanlagen im Wald unter näher bestimmten Umständen möglich 
ist. 

Dem entspricht der aktuelle Stand des Entwurfs des RPD. 

Eine generelle Pflicht einen Mindestabstand von 1.500 m zu Wohn-
gebieten einzuhalten sieht der Entwurf der Änderung des Windenergie-
erlasses nicht vor.  

Er enthält für Kapitel 8.2.1 „Immissionsschutz“ des Erlasses stattdessen 
eine Beispielrechnung. Diese bezieht sich auf eine, wie der Erlass es 
nennt, typische Fallgestaltung insbesondere bezogen auf reine Wohn-
gebiete. Bei einer entsprechenden Fallgestaltung seien 1.500 m          
erforderlich.  

Dem folgt im Text aber der Hinweis, dass im Rahmen der Genehmigung 
von Anlagen die erforderlichen Abstände durch Gutachten zu ermitteln 
seien. Ebenso wird im Erlassentwurf klargestellt, dass die erforderlichen 
Abstände variieren können.  
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Insoweit gelten hier bei der Anlagenzulassung auch weiterhin die      
bundesrechtlichen Vorgaben zum Immissionsschutz. 

Bei den im RPD-Entwurf dargestellten Bereichen gehen wir davon aus, 
dass dort die erforderlichen Abstände im Zulassungsverfahren            
eingehalten werden können, soweit nötig ggf. auch durch einen        
schallreduzierten Betrieb nachts, die Nutzung besonders leiser Anlagen 
oder weitergehende Maßnahmen (z.B. reduzierte Anlagenzahl und 
Rücksichtnahmen bei der Detailpositionierung). In diesem Kontext wird 
in der Begründung des RPD auch auf konkrete Berechnungen des     
LANUV verwiesen. 

Im Übrigen müssen die Erfordernisse des Immissionsschutzrechtes    
ohnehin beachtet werden, auch wenn der RPD am Ende standörtlich   
eine Darstellung als Windenergiebereich enthalten sollte.   

Klar ist, dass sich die Rahmenbedingungen – auch für die Regional-
planung – künftig deutlich ändern können, wenn entsprechende         
Änderungen am LEP NRW vorgenommen werden oder wenn auf der 
Bundesebene Änderungen im Baugesetzbuch oder im Bereich des     
Immissionsschutzrechtes erfolgen sollten.  

Vielen Dank! 
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Dezernat 32 
Blinde (HA 2367) 

Sprechzettel  TOP 5 / 68. PA-Sitzung  am 21.09.2017  
88. Änderung des Regionalplans für den Regierungsbezirk
Düsseldorf (GEP99) im Gebiet der Stadt Goch und der 
Gemeinde Weeze (Interkommunales Gewerbegebiet Goch / 
Weeze (GE-Pool)) 
hier: Aufstellungsbeschluss 

Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin, 
sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

in der 88. Regionalplanänderung soll ein 17 ha großer GIB an der Stadtgrenze von 
Goch und Weeze dargestellt werden. Anlass ist die Ansiedlung eines Betriebes im 
Rahmen des Gewerbeflächenpools.  

Da der Regionalrat in der Evaluation gewünscht, hat, dass wir regelmäßig über den 
Gewerbeflächenpool berichten, möchte ich die Gelegenheit hier nutzen.  
Zum heutigen Tage beträgt das Konto 176 ha.  

In Verfahren zur Ausbuchung sind ca. 35 ha. Dazu gehören auch die 17 ha aus der 
vorliegenden 88. RPÄ.  
Sollten die 35 ha FNP Änderungen irgendwann rechtskräftig werden, würde das 
Konto somit noch ca. 141 ha betragen.  

Die 7. FNP-Änderungen liegen in verschiedenen Städten und Gemeinden, z.B. in 
Uedem, Goch, Geldern, Bedburg-Hau und Emmerich. Sie haben unterschiedliche 
Verfahrensstände und betreffen Betriebserweiterungen und Angebotsplanungen.  

In der Stadt Straelen erfolgt die erste Einbuchung von ca. 3ha. Hier läuft eine FNP-
Änderung zur Aufhebung einer Gewerblichen Baufläche, die nicht aktiviert werden 
konnte. 

Anlage 5 zur Niederschrift 
der 68. PA-Sitzung am 21.09.2017
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68. Sitzung des Planungsausschusses

Top 7
Umsetzung der Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie 
und Ausweisung von Überschwemmungsgebieten
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Grundlage

 Überschwemmungsgebiete (HQ100)

 Risikogebiete (HQextrem)

Auswirkungen auf
 LEP

 Regionalplan

 Bauleitplanung

 Bauvorhaben

Anlage 6 zur Niederschrift 
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Rückblick / Zusammenfassung

 Einführung HWRM-RL 2010
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Ergebnisse
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Ermittlung von 
Überschwemmungsflächen 

1. Zu- und Abflüsse im Einzugsgebiet bestimmen
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Ermittlung von 
Überschwemmungsflächen

2. Wasserspiegellagen berechnen

Quelle: http://www.buero‐heberle.de/hydraulik.html Quelle: http://www.buero‐heberle.de/hydraulik.html
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Ermittlung von 
Überschwemmungsflächen

3. WSP mit DGM verschneiden

WSP    ‐ DGM    =     ÜSG
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Restriktionen in ÜSG

 Ausweisung neuer Baugebiete

 Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen

 Errichtung von Mauern, Wällen o.ä. quer zur
Fließrichtung

 Aufbringung und Ablagern wassergefährdender
Stoffe

 Ablagerung von Gegenständen, die den Abfluss
behindern oder fortgeschwemmt werden können

 Umwandlung von Grünland in Ackerland
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Festsetzung ÜSG

 Kein Ermessen bei Festsetzung von ÜSG

 insbesondere:
– Keine Berücksichtigung von Plangebietsgrenzen

– Keine Berücksichtigung von Grundstücksgrenzen

– Keine Berücksichtigung von Nutzungen

 Im Hochwasserfall nimmt das Wasser auf
diese Belange auch keine Rücksicht !
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Pflichten aus Baurecht

 § 1 (6) Nr. 12 BauGB

 In Bauleitplänen sind Belange des
Hochwasserschutzes zu berücksichtigen!

 §§ 5 u. 9 BauGB

ÜSG und Risikogebiete sind in FNP und B-Plan
zu übernehmen
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ÜSG Rhein - Häfen

 WHG sieht ÜSG auch in Häfen vor!

B-Pläne für Häfen und Werften sind vom Verbot
ausgenommen

 Bei Planung von Hafenanlagen ist
Hochwasserschutz weiter zu berücksichtigen

Retentionsraumausgleich erforderlich
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ÜSG Rhein - Häfen

 Termine mit Betroffenen:
– Allg. Informationstermin 10.07.2013

– Beratungsgespräch mit Hafenbetreibern 15.04.2014

– Bundesverband Öffentlicher Binnenhäfen 31.03.2015

– Neuss-Düsseldorfer Häfen 25.05.2016

Ausnahmeregelung zum Retentionsausgleich in
VO aufgenommen
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Ausblick

 Risikobewertung bis Ende 2018
– Wegfall von 18 Risikogewässern
– ÜSG bleiben erhalten!

 Gefahren-/Risikokarten bis Ende 2019
– Änderung der Flächen nur im Einzelfall

 ÜSG in Bearbeitung
– Niers-System
– Garather Mühlenbach, Viehbach, Burbach, Galkhausener

Bach
– Erft (?)
– Wupper (?)
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Vielen Dank

für Ihre

Aufmerksamkeit!


